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Einheit 3

I. Überblick

1. AG

• Eine Kapitalerhöhung mit Sacheinlagen liegt vor, wenn die Einlage nicht durch Bareinzahlung 

(Einheit 2), sondern durch Übertragung eines anderen Vermögensgegenstands zu leisten ist 

(§ 27 I 2 AktG).

• Hierbei besteht die Gefahr, dass die Sacheinlage nicht vollwertig oder überbewertet ist.

• Daher stellt § 183 AktG zum Schutz der Aktionäre und der Gläubiger der Gesellschaft 

besondere Anforderungen auf.

• Als Gegenstand der Sacheinlage kommt jeder Gegenstand in Betracht, der einen 

feststellbaren Vermögenswert besitzt, mit Ausnahme von Dienstleistungen (§ 183 I 1 i.V.m. 

§ 27 II AktG).

➢ Z. B. die Einbringung von Beteiligungen an anderen Unternehmen oder von Betrieben 

sowie Beteiligungen an von der Gesellschaft abhängigen bzw. in ihrem Mehrbesitz 

stehenden Unternehmen.
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Einheit 3

I. Überblick

2. GmbH

• Auch bei der GmbH besteht neben der Kapitalerhöhung aus Barmitteln 

(Einheit 2) die Möglichkeit einer Kapitalerhöhung mit Sacheinlagen (§ 56 

GmbHG).

• Bei der UG ist die Kapitalerhöhung mit Sacheinlagen nach § 5a II 2 GmbHG 

unzulässig.

• Der Begriff der Sacheinlage ist an die Legaldefinition des § 27 II AktG 

angelehnt, sodass als Sacheinlagen alle einlegungsfähigen 

Vermögensgegenstände in Betracht kommen.
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Einheit 3

II. Festsetzung der Sacheinlage

a) Einberufung der Hauptversammlung

• Die beabsichtigte Festsetzung von Sacheinlagen ist bei Einberufung der 

Hauptversammlung ausdrücklich bekannt zu machen (§§ 183 I 2, 121 II 1 

AktG).

➢ Insbesondere sind der Gegenstand der Sacheinlage, die Person, die 

die Einlage erbringen soll, sowie der Nennbetrag, bei Stückaktien die 

Zahl der zu gewährenden Aktien, mitzuteilen (§§ 183 I 2, 121 III 2 AktG).

➢ Das erfolgt durch Aufnahme in die Tagesordnung (vgl. § 121 III 2 AktG).

➢ Obwohl an die Bestimmtheit der Angaben strenge Maßstäbe angelegt 

werden, soll die objektive Bestimmbarkeit genügen.



Unternehmensfinanzierung

28. April 2026Fachbereich Rechtswissenschaft 6

Einheit 3

II. Festsetzung der Sacheinlage

1. AG

b) Kapitalerhöhungsbeschluss

• Im Kapitalerhöhungsbeschluss müssen sodann der Gegenstand der 

Sacheinlage, die Person des Übernehmers sowie der Nennbetrag, bei 

Stückaktien die Zahl der zu gewährenden Aktien festgesetzt werden (§ 183 I 

AktG).

• Die Festsetzungen brauchen – anders bei der Sachgründung (§ 27 I 1 AktG) –

nicht in den Satzungstext aufgenommen zu werden.

c) Zeichnungsschein

• Die Angaben sind auch in den Zeichnungsschein aufzunehmen (§ 185 I 3 Nr. 3 

AktG).
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Einheit 3

II. Festsetzung der Sacheinlage

2. GmbH

a) Kapitalerhöhungsbeschluss

• Der Gegenstand der Sacheinlage sowie der Nennbetrag des Geschäftsanteils 

sind im Kapitalerhöhungsbeschluss festzusetzen (§ 56 I 1 GmbHG).

• Ferner ist die Angabe der einlegenden Person aus Zuordnungsgründen stets 

erforderlich.

• Der Einlagegegenstand ist so genau zu bestimmen, dass seine Identität 

unzweifelhaft festgestellt werden kann.

➢ Ausreichend ist Sach- oder Rechtsgesamtheiten durch Verwendung einer 

Sammelbezeichnung, wie zB Firma oder Geschäftsanschrift, identifizierbar 

zu machen.
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Einheit 3

II. Festsetzung der Sacheinlage

2. GmbH

a) Kapitalerhöhungsbeschluss

• Daneben sind die allgemeinen Anforderungen an die Beschlussfassung 

über eine ordentliche Kapitalerhöhung (§ 55 GmbHG) zu beachten.

• Eine Aufnahme in die Satzung ist – anders als bei der Gründung (§ 5 IV 

1 GmbHG) – nicht erforderlich.



Unternehmensfinanzierung

28. April 2026Fachbereich Rechtswissenschaft 9

Einheit 2

II. Festsetzung der Sacheinlage

2. GmbH

b) Übernahmeerklärung

• Die Festsetzungen sind auch in die Übernahmeerklärung aufzunehmen (§ 56 I 2, § 55 I GmbHG).

• Dabei können sie nochmals vollständig wiedergegeben werden oder auf die Angaben im 

Erhöhungsbeschluss Bezug nehmen. 

➢ Zulässig ist es, die Übernahmeerklärungen und den Kapitalerhöhungsbeschluss in ein 

einheitliches Protokoll aufzunehmen, das die Festsetzungen nur einmal zu enthalten braucht. 

• § 56 I 2 GmbHG gilt ausschließlich für die Übernahmeerklärung, sodass die Annahmeerklärung der 

Gesellschaft bei der Sachkapitalerhöhung grds. keiner besonderen Form bedarf.

• Soweit Grundstücke (§ 311b I 1 BGB) oder GmbH-Geschäftsanteile (§ 15 IV 1 GmbHG) eingebracht 

werden sollen, bedarf auch der Übernahmevertrag ausnahmsweise der vorgeschriebenen Form in 

Abhängigkeit vom konkreten formbedürftigen Einlagegegenstand.
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Einheit 2

III. Prüfung

1. AG

• Die Prüfung der Einlagen hat durch einen gerichtlich zu bestellenden Prüfer zu erfolgen (§ 183 

III 2 i.V.m. § 33 III 2 AktG), soweit sie nicht ausnahmsweise entbehrlich ist (§ 183a i.V.m. § 33a 

AktG).

• Für den Inhalt und die Durchführung der Prüfung verweist § 183 III 2 AktG auf das Recht der 

externen Gründungsprüfung, dessen Regeln entsprechende Anwendung finden.

• Die Prüfung hat vor der Anmeldung des Kapitalerhöhungsbeschlusses zum Handelsregister 

stattzufinden, da der Prüfungsbericht dieser Anmeldung beizufügen ist (§ 184 II AktG).

• Durch die sachverständige Prüfung wird dem Registergericht die ihm obliegende 

Wertdeckungskontrolle (§ 184 III AktG) erleichtert.

• Der Prüfungsbericht ist zu veröffentlichen (§ 183 III 2 i.V.m. § 34 III 2 AktG).

• Die Prüfung erfüllt somit auch eine Informationsfunktion für den Rechtsverkehr.
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Einheit 2

III. Prüfung

1. AG

• Das Registergericht darf ohne die Prüfung weder den Beschluss über die 

Kapitalerhöhung (§ 184 AktG) noch ihre Durchführung (§ 188 AktG) in das 

Handelsregister eintragen.

• Die Prüfung als solche ist jedoch für die Kapitalmaßnahme nicht konstitutiv. 

• Wird die Durchführung der Kapitalerhöhung trotz fehlender Prüfung 

eingetragen, bleibt die Wirksamkeit der Kapitalmaßnahme unberührt.

• Das Registergericht kann aber die Nachreichung des Prüfungsberichts 

verlangen und diese ggf. durch Zwangsgeld erzwingen (§ 14 HGB i.V.m. 

§§ 388 ff. FamFG).
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Einheit 2

III. Prüfung

2. GmbH

• Bei der GmbH findet keine entsprechende Prüfung durch einen gerichtlich zu 

bestellenden Prüfer statt.

• Im Rahmen der Kapitalerhöhung ist auch kein „Sacherhöhungsbericht“ 

entsprechend dem Sacheinlagebericht bei Gründung erforderlich (§ 5 IV 2 

GmbHG). 

• Vielmehr erfolgt die Prüfung der Werthaltigkeit durch das Registergericht 

anhand der im Kapitalerhöhungsbeschluss gemachten Angaben (§ 57a 

i.V.m. § 9c GmbHG).
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Einheit 2

IV. Einbringung der Sacheinlage

1. AG

a) Zeichnungsvertrag und Verfügungsgeschäft

• Zur Durchführung der Sacheinlage ist eine Zeichnungsvereinbarung über die neuen Aktien 

erforderlich, durch die die Verpflichtung zur Einbringung der Sacheinlage entsteht (§ 185 I 1, 3 

Nr. 3 AktG).

• Ferner bedarf es zur Erfüllung der Sacheinlagepflicht eines Verfügungsgeschäfts zur 

Übertragung des Einlagengegenstands an die Gesellschaft. 

• Das Verfügungsgeschäft richtet sich nach den allgemeinen sachenrechtlichen Vorschriften 

des BGB.

• Zu beachten ist, dass zwar im Kapitalerhöhungsbeschluss und im Zeichnungsschein bei der 

Einbringung von Sachgesamtheiten – Unternehmen und Unternehmensteilen – eine 

schlagwortartige Bezeichnung genügt.

• Das Verfügungsgeschäft muss dem sachenrechtlichen Bestimmtheitsgrundsatz genügen.
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Einheit 2

IV. Einbringung der Sacheinlage

1. AG

b) Einbringungsvertrag

Zwischen der Gesellschaft und dem Einleger wird i.d.R. ein Einbringungsvertrag 

(Sacheinlagenvertrag) geschlossen werden.

Var. 1: Wird der Einbringungsvertrag nach dem Abschluss des Zeichnungsvertrages 

geschlossen, ergibt sich die Verpflichtung zur Einbringung der Einlage bereits aus dem 

Zeichnungsvertrag.

➢ Der Zeichnungsvertrag enthält allerdings nur eine schlagwortartige Bezeichnung des 

Einbringungsgegenstands, sodass im Einbringungsvertrag in solchen Fällen die 

Einlagepflicht noch einmal in detaillierter Form begründet wird.

➢ Dabei wird nicht nur die Definition des Einlagegegenstands vorgenommen, sondern 

vielmehr weitere Modalitäten der Begründung begründet, insbesondere Übernahme 

bestimmter Gewährleistungen des Sacheinlegers in Bezug auf die Beschaffenheit des 

Einlagegegenstands.
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Einheit 2

IV. Einbringung der Sacheinlage

1. AG

b) Einbringungsvertrag

Var. 2: Erfolgt der Abschluss des Einbringungsvertrages bereits im Vorfeld des 

Kapitalerhöhungsbeschlusses, enthält er i.d.R. eine Verpflichtung zur 

Zeichnung der neuen Aktien.

➢ Der Vertrag hat dann die Qualität eines Zeichnungsvertrags.

➢ Ferner wird regelmäßig die Verpflichtung unter die aufschiebende Bedingung 

gestellt, dass der Erhöhungsbeschluss zustande kommt.

• Das Verfügungsgeschäft ist bei diesen Konstellationen oftmals Teil des 

Einbringungsvertrags.
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Einheit 2

IV. Einbringung der Sacheinlage

1. AG

c) Offenlegung

• Der Einbringungsvertrag ist dem Registergericht bei der Anmeldung 

des Erhöhungsbeschlusses vorzulegen (§ 188 III Nr. 2 AktG).

• Er ist bei der Werthaltigkeitskontrolle vom Registergericht 

heranzuziehen.
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Einheit 2

IV. Einbringung der Sacheinlage

1. AG

d) Form

• Wird der Einbringungsvertrag vor dem Kapitalerhöhungsbeschluss 

abgeschlossen und enthält er eine Verpflichtung zum Abschluss eines 

Zeichnungsvertrags, bedarf er als Zeichnungsvorvertrag der Schriftform (§ 185 I 

1 AktG).

• Erfolgt der Abschluss nach der Zeichnung wird ebenfalls ein Schriftform-

erfordernis angenommen, welches sich aus § 188 III Nr. 2 AktG ergibt.

• Es können sich weitergehende Formerfordernisse aus den allgemeinen 

Vorschriften ergeben – etwa nach § 15 IV 1 GmbHG hinsichtlich der 

Verpflichtung zur Einbringung von GmbH-Geschäftsanteilen.
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Einheit 2

IV. Einbringung der Sacheinlage

1. AG

e) Unwirksamkeit der Sacheinlagevereinbarung

• Ist der Einbringungsvertrag unwirksam (§§ 125, 134, 138 BGB), die 

Leistungspflicht des Sacheinlegers ausgeschlossen (§ 275 BGB) oder tritt die 

Gesellschaft zurück (§ 440, 323 BGB) , führt dies nach Eintragung der 

Kapitalerhöhung nicht zur Befreiung des Einlegers von der Einlagepflicht.

• Vielmehr hat der Einleger anstelle der Sacheinlage eine Bareinlage i.H.d. 

Ausgabebetrages zu leisten.

• Bis zur Eintragung gelten die allgemeinen Vorschriften, die zu einer Befreiung 

des Zeichners von seiner Leistungspflicht führen können. Allerdings kann das 

einer Eintragung der Durchführung der Kapitalerhöhung entgegenstehen.
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Einheit 2

IV. Einbringung der Sacheinlage

2. Einbringungsvertrag bei der GmbH

• Häufig wird mit der Übernahmeerklärung auch die Erklärung des 

Übernehmers verbunden, die zur Übertragung der einzubringenden Sache 

an die Gesellschaft erforderlich ist.

• Der Einbringungsvertrag kann aber auch gesondert zwischen dem 

Übernehmer und der Gesellschaft geschlossen werden. 

• Auch hier können sich weitergehende Formerfordernisse aus den 

allgemeinen Vorschriften ergeben, z. B. §§ 311b II, 925 BGB, § 15 III 

GmbHG.
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Einheit 2

V. Differenzhaftung

a) Grundlagen

• Sofern der tatsächliche Wert der eingelegten Sache hinter dem angesetzten 

Normalwert zurückbleibt, haftet der Einleger nach § 56 II i.V.m. § 9 I 1 GmbHG 

auf den Differenzbetrag.

• Daraus ergibt sich, dass eine Überbewertung der Sacheinlage nach Eintragung 

der Kapitalerhöhung in das Handelsregister nicht zur Unwirksamkeit der 

Sacheinlagevereinbarung führt und auch nicht die (teilweise) Tilgung der 

Einlageverpflichtung ausschließt.

• Allerdings entbindet die Differenzhaftung des Registerrichter nicht von der 

Verpflichtung die Werthaltigkeit der Sacheinlage zu prüfen.

• Vielmehr darf der Registerrichter die Kapitalerhöhung nicht eintragen, wenn die 

Sacheinlage nicht vollwertig ist (§ 57a i.V.m. § 9c I 2 GmbHG).
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Einheit 2

V. Differenzhaftung

1. GmbH

a) Grundlagen

• Daraus ergeben sich folgende voneinander unabhängige 
Schutzmechanismen:

➢ Zunächst muss der Registerrichter die Eintragung bei mangelnder 
Vollwertigkeit (§ 57a i. V. m. § 9c I 2 GmbHG) ablehnen.

➢ Bleibt die Überbewertung indes unerkannt, unterliegt der Einleger der 
Differenzhaftung nach §§ 56 II, 9 GmbHG.

Keine Anwendung findet die im Gründungsstadium 

geltende Vorbelastungshaftung. Ist die GmbH einmal 

als juristische Person entstanden, ist die 

Vorbelastungshaftung nicht mehr anwendbar.
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Einheit 2

V. Differenzhaftung

1. GmbH

b) Tatbestandliche Voraussetzungen

• Der Einleger haftet gem. § 56 II i.V.m. § 9 I 1 GmbHG auf den Differenzbetrag

zwischen dem tatsächlichen Wert der eingelegten Sache und dem 

Nennbetrag der übernommenen Geschäftsanteile. Sofern ein den Nennbetrag 

übersteigendes Agio vereinbart ist, bleibt dies bei der Berechnung außer 

Betracht.

• Maßgeblicher Stichtag für die Bewertung ist der Zeitpunkt, zu dem die 

Kapitalerhöhung zur Eintragung in das Handelsregister angemeldet wird (§ 9 I 1 

GmbHG). Der Zeitpunkt der Einlageleistung ist irrelevant.

• Auf ein schuldhaftes Handeln der Beteiligten kommt es nicht an.
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Einheit 2

V. Differenzhaftung

2. AG

a) Grundlagen

• Das AktG regelt – anders als das GmbH-Recht (§§ 9, 56 II GmbHG) – nicht ausdrücklich, 

welche Rechtsfolgen eintreten, wenn der Wert der Sacheinlage hinter dem 

Ausgabebetrag der neuen Aktien zurückbleibt, das Registergericht die unzureichende 

Werthaltigkeit aber nicht erkennt und den Erhöhungsbeschluss und die Durchführung der 

Kapitalerhöhung ins Handelsregister einträgt.

• Allerdings ist anerkannt, dass der Einleger verpflichtet ist den Differenzbetrag in bar zu 

leisten.

• Auch bei der AG ist die Haftung verschuldensunabhängig.

• Die Differenzhaftung wird als Ausdruck eines allgemeinen Rechtsgedankens angesehen 

und die analoge Anwendung der in § 9 GmbHG niedergelegten Grundsätze ist 

anerkannt, sodass der Gesetzgeber auf eine Kodifizierung verzichtet hat.
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Einheit 2

V. Differenzhaftung

2. AG

b) Tatbestandliche Voraussetzungen

• Die Differenzhaftung setzt voraus, dass die Durchführung der 

Kapitalerhöhung ins Handelsregister eingetragen und die Kapitalerhöhung 

damit wirksam geworden ist.

• Maßgeblicher Stichtag für die Berechnung ist der Tag der Anmeldung der 

Durchführung der Kapitalerhöhung (§ 27 III 3 AktG).

• Auszugleichen ist die gesamte Wertdifferenz zwischen dem Ausgabebetrag 

und dem tatsächlichen Wert des eingebrachten Gegenstands.

• Ein Verschulden des Einlegers ist nicht erforderlich.
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Einheit 2

VI. Verdeckte Sacheinlage

1. AG

a) Tatbestand

• Eine verdeckte Sacheinlage liegt vor, wenn die gesetzlichen Regeln über die 

Sacheinlage dadurch unterlaufen werden, dass zwar eine Bareinlage beschlossen wird, 

die Gesellschaft aber bei wirtschaftlicher Betrachtung von dem Einleger auf Grund einer 

im Zusammenhang mit der Übernahme der Einlage getroffenen Abrede einen Sachwert 

erhalten soll (§§ 183 II, 27 III AktG).

• Typischerweise werden Vorabsprachen getroffen, die darauf gerichtet sind, dass die 

Gesellschaft dem Einleger einen (sacheinlagefähigen) Gegenstand abkauft oder eine 

Forderung von ihm tilgt.

• Wirtschaftlich betrachtet werden der Gegenstand oder die Forderung eingebracht, 

während die als Einlage eingezahlten Barmittel ganz oder teilweise wieder an den 

Einleger zurückfließen.
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Einheit 2

VI. Verdeckte Sacheinlage

1. AG

b) Rechtsfolge

• Die verdeckte Sacheinlage stellt einen Verstoß gegen die Kapitalaufbringungsgrundsätze

dar.

• Es fehlt an den für die Einbringung eines Sachwerts erforderlichen Festsetzungen nach § 183 

I 1 AktG, sodass der Kapitalerhöhungsbeschluss rechtswidrig ist. Dieser Verstoß 

begründet ein Eintragungshindernis.

• Werden der Kapitalerhöhungsbeschluss und die Durchführung eingetragen, wird die 

Kapitalerhöhung gem. § 189 AktG als Barkapitalerhöhung wirksam.

• Die Einlageleistung hat allerdings keine Erfüllungswirkung, sodass der Einleger weiterhin 

die vereinbarte Bareinlage schuldet (§§ 183, II, 27 III 1 AktG).

• Das Verkehrsgeschäft und die dinglichen Erfüllungsgeschäfte sind jedoch wirksam (§§ 183 II, 

27 III 2 AktG).
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Einheit 2

VI. Verdeckte Sacheinlage

1. AG

b) Rechtsfolge

• Damit ist auf die fortbestehende Geldeinlagepflicht nach § 183 II i.V.m. § 27 

III 3, 4 AktG der Wert des überlassenen Vermögensgegenstands 

anzurechnen.

• Die Wertanrechnung erfolgt kraft Gesetzes und führt dazu, dass der 

Einleger nur einer Differenzhaftung für den Betrag, um den der Wert der 

(verdeckten) Sacheinlage hinter der Bareinlage zurückbleibt, unterliegt.

• Die Beweislast für den Wert der Sacheinlage trifft den Einleger (§ 183 II 

i.V.m. § 27 III 5 AktG).
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Einheit 2

VI. Verdeckte Sacheinlage

2. GmbH

a) Tatbestand

• Die Bareinlage muss bei wirtschaftlicher Betrachtung einer Sacheinlage entsprechen und die 

Einbringung muss aufgrund einer vorherigen Abrede erfolgen (§ 56 II i.V.m. § 19 IV 1 

GmbHG).

b) Rechtsfolgen

• Die Bareinlagepflicht bleibt grundsätzlich bestehen (§ 56 II i.V.m. § 19 IV 1 GmbHG).

• Die mit der Sacheinbringung in Zusammenhang stehenden Rechtsgeschäfte sind wirksam 

(§ 56 II i.V.m. § 19 IV 2 GmbHG).

• Verdeckte Sacheinlagen sind aufgrund des Verstoßes gegen die allgemeinen Grundsätze der 

ordnungsgemäßen Sacheinbringung verboten.

• Das Registergericht kann die Eintragung der Kapitalerhöhung verweigern (§ 57a i.V.m. § 9c I 

GmbHG).
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Einheit 2

VI. Verdeckte Sacheinlage

2. GmbH

b) Rechtsfolgen

• Der tatsächliche Wert des eingelegten Sachgegenstands ist auf die 
fortbestehende Einlageschuld anzurechnen (§ 56 II i.V.m. § 19 IV 3 
GmbHG).

• Verbleibt nach der Anrechnung des eingebrachten Vermögens-
gegenstands ein Fehlbetrag, ist dieser durch den Einbringer in bar 
auszugleichen.
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Einheit 2

VII. Hin- und Herzahlen

1. AG

• Ein Hin- und Herzahlen liegt vor, wenn zwar eine Bareinlage geleistet wird, sie jedoch 

absprachegemäß umgehend wieder an den Einleger oder einen diesem zurechenbaren 

Dritten – in der Regel in Gestalt eines Darlehens – zurückfließt (§ 183 II i. V. m. § 27 IV AktG).

• Mithin verbleibt wie bei der verdeckten Sacheinlage kein einlagefähiger Sachwert im 

Vermögen der Gesellschaft.

• Das Hin- und Herzahlen befreit den Aktionär von seiner Einlageverpflichtung nur unter zwei 

Voraussetzungen, nämlich wenn 

(1) die Leistung der Gesellschaft durch einen vollwertigen Rückgewähranspruch gedeckt ist 

(§ 183 II i.V.m. § 27 IV 1 AktG) und 

(2) der Vorgang in der Anmeldung der Durchführung der Kapitalerhöhung offengelegt wird 

(§ 183 II i.V.m. § 27 IV 2 AktG).
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Einheit 2

VII. Hin- und Herzahlen

1. AG

• Liegen die Befreiungsvoraussetzungen nicht alle vor, hat das Registergericht 

die Eintragung abzulehnen und die Einlageforderung bleibt in vollem Umfang 

bestehen.

• Das Hinzahlen stellt eine Nichtleistung dar, weil der Betrag aufgrund der 

Vorabsprache gerade nicht zur freien Verfügung des Vorstands stand.

• Ein teilweise werthaltiger Rückgewähranspruch der Gesellschaft ändert 

nichts am Fortbestehen der Einlagepflicht in voller Höhe. 

➢ Eine anteilige Tilgung durch Anrechnung des Werts des Rückzahlungs-

anspruchs erfolgt nicht („Alles-oder-nichts“-Prinzip).
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Einheit 2

VII. Hin- und Herzahlen

2. GmbH

• Entsprechende Regelungen bzgl. des Hin- und Herzahlens finden sich für 

die GmbH in § 56a i.V.m. § 19 V GmbHG.



Vielen Dank

für Ihre Aufmerksamkeit!


